


Rechtslage 
1. Definition

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) ist in Art. 772−827 OR geregelt. Sie ist eine personenbezogene Kapitalgesellschaft, an der insbesondere eine oder mehrere natürliche oder juristische Personen beteiligt sind. Mit der GmbH werden meistens wirtschaftliche Ziele verfolgt; aber auch nichtwirtschaftliche Ziele sind zulässig. Die GmbH verfügt über ein bestimmtes Stammkapital, welches ihr als Haftungs- und Kreditbasis dient. Die Haftung für die Verbindlichkeiten der GmbH ist auf das Gesellschaftsvermögen beschränkt.

Vor dem Hintergrund, dass die Revision des Aktienrechts von 1991 zu erhöhten Anforderungen an die Rechtsform der Aktiengesellschaft (AG) führte, ist die praktische Bedeutung der GmbH seither stark gestiegen. Sie ist mittlerweile die bedeutendste Rechtsform für kleine und mittlere Unternehmen in der Schweiz. Die GmbH kann aber auch für grössere Kapitalgesellschaften mit personenbezogenen Strukturen (z.B. Joint Ventures) das passende Rechtskleid bilden. Mit dem Inkrafttreten des revidierten GmbH-Rechts am 1.1.2008 erfuhr die Rechtsform der GmbH wesentliche Änderungen. Stärker als bisher wurde die GmbH als Kapitalgesellschaft der AG angenähert, z.B. durch die Gleichstellung bezüglich der Gründung oder bezüglich ihrer Haftungsverfassung. Seit der Revision ist auch die Gründung der Ein-Personen-GmbH zulässig. Wie die AG hat die GmbH eigene Rechtspersönlichkeit, d.h. sie kann selbständig Rechte erwerben und Verpflichtungen eingehen, klagen und beklagt werden. Gleichzeitig unterscheidet sie sich weiterhin von der AG durch ihre personenbezogenen Elemente in der Ausgestaltung der Gesellschafterstellung (z.B. in der Selbstorganschaft und der Treuepflicht der Gesellschafter), welche die GmbH in die Nähe der Kollektivgesellschaft bringt.

2. Stammkapital und Stammanteil

Das Stammkapital der GmbH beträgt mindestens CHF 20'000. Eine Obergrenze gibt es nicht. Die Höhe des Stammkapitals ist in den Statuten festzulegen. Da dem Stammkapital die Funktion als Mindesthaftungsbasis zukommt, bestehen diverse Schutzvorschriften für seine Aufbringung und seinen Erhalt mit ausdrücklichen Verweisen in das Aktienrecht. So kann beispielsweise das Stammkapital nur unter den Voraussetzungen in Art. 782 Abs. 4 i.V.m. Art. 650 ff. OR (Aktienrecht) herabgesetzt werden.

Der Stammanteil ist eine im Voraus zu bestimmende Teilsumme des Stammkapitals. Jeder Gesellschafter kann mehrere Stammanteile mit unterschiedlichem Nennwert halten. Der Nennwert der Stammanteile muss mindestens CHF 100 betragen. Bei der Gründung der GmbH ist für jeden Stammanteil eine dem Ausgabebetrag entsprechende Einlage vollständig zu leisten (Liberierungspflicht). Sie kann in bar oder in Sachwerten eingebracht werden. Eine Rückerstattung der Einlagen ist ausgeschlossen. Gründungen mit Sacheinlagen, Sachübernahmen oder besonderen Vorteilen tragen das Risiko in sich, dass die eingelegten bzw. zu übernehmenden Vermögenswerte überbewertet werden. Aus diesem Grund sind bei solchen so genannten qualifizierten GmbH-Gründungen die Vorschriften des Aktienrechts zum Statuteninhalt (Art. 628 OR), zur Handelsregistereintragung (Art. 642 OR) sowie zur Leistung und Prüfung der Einlagen (Art. 633-635a OR) entsprechend anzuwenden (Art. 777c OR).

3. Rechtsstellung der Gesellschafter

Die Rechte und Pflichten der Gesellschafter sind stark dadurch geprägt, dass die GmbH als Mischform zwischen AG und Kollektivgesellschaft konzipiert ist. Die Vermögensrechte, welche den Anspruch auf eine Dividende (Art. 798 OR) und auf einen Anteil am Liquidationserlös (Art. 826 OR) umfassen, entsprechen denjenigen der AG. Trotz Angleichung an die AG mit ihrem kapitalgesellschaftlichen Charakter weist die GmbH zahlreiche personenbezogene Elemente auf. Neben der erwähnten Liberierungspflicht besteht von Gesetzes wegen z.B. die Pflicht zur Eintragung der Gesellschafter in das Handelsregister (Art. 791 OR), eine allgemeine Treuepflicht (Art. 803 OR) und ein umfassendes Auskunfts- und Einsichtsrecht der Gesellschafter bezüglich sämtlicher Angelegenheiten der Gesellschaft (Art. 802 OR). 

Viele Vorschriften im Gesetz sind nicht zwingend, so dass die Gesellschafter weitreichende Freiheiten haben, die Gesellschaftsstruktur entsprechend ihrer Interessenslagen auszugestalten. Es besteht etwa die Möglichkeit, Nachschuss- und Nebenleistungspflichten (Art. 772 Abs. 2, Art. 795 ff. OR) oder ein Konkurrenzverbot (Art. 803 OR) zu statuieren. Ferner kann vom Prinzip der Selbstorganschaft, wonach sämtliche Gesellschafter die Geschäftsführung ausüben und einzeln zur Vertretung berechtigt sind (Art. 809, Art. 814 OR), abgewichen werden. Die Statuten können den Gesellschaftern auch Vetorechte gegen bestimmte Beschlüsse der Gesellschafterversammlung (Art. 807 OR) oder ein Recht auf freiwilligen Austritt (Art. 822 OR) einräumen.

4. Haftung

Für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft haftet ausschliesslich das Gesellschaftsvermögen (Art. 794 OR). Es handelt sich um zwingendes Recht. Demnach können die Gesellschaftsgläubiger nur auf das Gesellschaftsvermögen, nicht aber auf das Vermögen der Gesellschafter zurückgreifen. Die subsidiäre persönliche Haftung der Gesellschafter in Höhe des nicht liberierten Stammkapitals wurde in der Totalrevision des GmbH-Rechts gestrichen. Das geltende Recht sieht dafür die Pflicht der Gesellschafter vor, ihre Stammanteile am Anfang vollständig zu liberieren, d.h. einzubezahlen. 

Im Ausnahmefall kommt die persönliche Haftung eines Gesellschafters für Fehlverhalten zum Tragen, wie sie im Aktienrecht bekannt ist. Zum einen sind Gesellschafter, die ihre Pflichten als Organe im formellen Sinne bzw. in Erfüllung tatsächlicher Organfunktionen verletzen, der Verantwortlichkeitshaftung nach Art. 827 i.V.m. Art. 752 ff. OR unterworfen. Zum anderen kann der Verstoss gegen den Grundsatz von Treu und Glauben eine persönliche Haftung, z.B. im Rahmen eines Durchgriffs auf die Gesellschafter, begründen.

5. Organisation

Gesetzlich vorgesehene Organe der GmbH sind die Gesellschafterversammlung als oberstes Organ, das Geschäftsführungsorgan und die Revisionsstelle, wobei letztere ausnahmsweise nicht obligatorisch ist. Sehr kleine, eingeschränkt revisionspflichtige Gesellschaften können nach Art. 818 i.V.m. Art. 727a Abs. 2 OR auf die Revision mit Zustimmung sämtlicher Gesellschafter verzichten (Opting-Out). Ein Opting-Out ist nur möglich, wenn eine GmbH nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt aufweist. Hierbei ist nicht die Anzahl der Angestellten, sondern die Stellenprozente sämtlicher Personen, die in einem arbeitsrechtlichen Verhältnis zur Gesellschaft stehen, massgebend. Die Statuten können weitere Organe einführen, ohne dass den anderen Organen die zwingend im Gesetz zugewiesenen Aufgaben entzogen werden dürfen. 

6. Übertragung und Verlust der Mitgliedschaft

Nachdem eine GmbH gegründet wurde, besteht die Möglichkeit, die Mitgliedschaft in derselben durch Übertragung zu erlangen (Art. 786 ff. OR). Die Übertragung erfolgt in Form der Abtretung von Stammanteilen, welche im Grundfall der Zustimmung der Gesellschafterversammlung bedarf. Das Gesetz räumt der Gesellschaft insoweit aber grosse Gestaltungsfreiheit ein. So können in den Statuten die Voraussetzungen festgelegt werden, unter denen die Zustimmung zu verweigern ist. Es kann aber auch auf das Erfordernis der Zustimmung selbst verzichtet werden. Ebenso ist es zulässig, die Abtretung von Stammanteilen statutarisch ganz auszuschliessen. Ist die Abtretung ausgeschlossen oder verweigert die Gesellschafterversammlung ihre Zustimmung, steht dem Gesellschafter, der seine Stammanteile abtreten wollte, zwingend das Recht auf Austritt nach Art. 822 OR zu. 

Die Gesellschafter einer GmbH können ihre Mitgliedschaft verlieren. Aufgrund der personenbezogenen Struktur der GmbH ist einerseits der Ausschluss und andererseits der freiwillige Austritt einzelner Gesellschafter möglich. Ausschluss und Austritt können durch Klage aus wichtigem Grund oder aufgrund statutarischer Bestimmungen erwirkt werden (Art. 822 ff. OR). Scheidet ein Gesellschafter aus, hat er einen Abfindungsanspruch in Höhe des wirklichen Wertes seiner Stammanteile. Bei einem statutarischen Austrittsrecht sind abweichende Regelungen zulässig (z.B. andere Berechnungsgrundlage, gestaffelte Abfindung etc.).
7. Gründung und Beendigung

Die Gründung einer GmbH erfolgt mittels öffentlicher Beurkundung gemäss Art. 777 ff. OR. Darin geben die Gesellschafter die Erklärung ab, eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung zu gründen. Sie legen ferner die Statuten fest und bestellen die Organe. Im Gründungsakt zeichnen die Gesellschafter die Stammanteile unter Angabe von Anzahl, Nennwert und Ausgabebetrag. Sie treffen die Feststellung, dass die Stammanteile gültig gezeichnet sind, die Einlagen dem gesamten Ausgabebetrag entsprechen und die gesetzlichen sowie gegebenenfalls statutarischen Anforderungen an die Leistung der Einlage erfüllt sind. Es ist zudem auf statutarische Bestimmungen, insbesondere über Nachschuss- und Nebenleistungspflichten, hinzuweisen und festzustellen, dass diese übernommen werden. Entsprechend den Feststellungserklärungen sind die einzelnen Handlungen im Vorfeld der Beurkundung vorzunehmen. Im Anschluss an die Gründung der GmbH ist die Gesellschaft in das Handelsregister des Ortes einzutragen, am dem sie ihren statutarischen Sitz hat. Erst die Registereintragung verschafft der GmbH ihre Rechtsfähigkeit.

Massgebend für die Beendigung der GmbH sind die in Art. 821 ff. OR verankerten Bestimmungen. Demnach wird eine GmbH aufgelöst, wenn ein Auflösungsgrund im Sinne von Art. 821 OR vorliegt. Insbesondere führt ein Beschluss der Gesellschafterversammlung, über den eine öffentliche Urkunde zu errichten ist, zur Auflösung. Zudem kann jeder Gesellschafter die Auflösung der Gesellschaft aus wichtigem Grund beim Gericht verlangen. Mit der Auflösung tritt die GmbH in Liquidation. Der Liquidationserlös wird verteilt. Jeder Gesellschafter hat Anspruch auf einen Anteil am Liquidationsergebnis, der dem Verhältnis seiner Stammanteile zum Stammkapital entspricht (Art. 826 OR). Von dieser Regelung kann in den Statuten abgewichen werden.


